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ANALYSEN UND BERICHTE

BESCHÄFTIGUNGSPOLITIK

Die Kontroverse über die 
„richtige” Vollbeschäftigungsstrategie
Hans-Hagen Härtel, Hamburg

Seit dem Beschäftigungseinbruch der Jahre 1974/75 wird über die Ursachen der Arbeitslosigkeit und 
über den geeigneten Weg zu ihrer Bel<ämpfung debattiert. Diese Diskussion hat bislang kaum Klärung, 
geschweige denn Annäherung der unterschiedlichen Standpunkte gebracht. Wo liegen die Unterschiede 
in den Konzeptionen, wo ihre Gemeinsamkeiten?

In der Kontroverse über die „richtige” Vollbeschäfti­
gungsstrategie stehen auf der einen Seite diejenigen, 

die eine Lösung der Beschäftlgungsprobieme haupt­
sächlich von einer Politik der Wachstumsförderung er­
warten. Hierzu gehören einmal die Befürworter einer 
angebotsorientierten Strategie, die für die Arbeitslosig­
keit Hemmnisse auf der Angebotsseite -  hauptsäch­
lich zu ungünstige invenstitionsbedingungen -  ver­
antwortlich machen. Sie schlagen deshalb vor allem 
IVlaßnahmen zur Verminderung der Investitionsrisiken 
oder zur Verbesserung der Rentabilität von Investitio­
nen vor. Hierzu gehören aber auch die Vertreter einer 
nachfrageorientierten Strategie, die die Beschäfti­
gungsprobleme auf einen Mangel an Nachfrage zu­
rückführen, der durch expansive Maßnahmen der Fi­
nanzpolitik überwunden werden könnte.

Diesen offensiven Strategien stehen die mehr de­
fensiven derjenigen gegenüber, die die Beschäfti­
gungsmöglichkeiten für begrenzt halten und nur noch 
den Ausweg sehen, die gegebene Menge an Arbeit 
durch Verkürzung der Arbeitszeit auf mehr Menschen 
zu verteilen. Auch unter den Befürwortern dieser Stra­
tegie gibt es solche, die die Wachstums- und Beschäf­
tigungsmöglichkeiten von der Nachfrage her begrenzt 
sehen, zum Beispiel wegen vermuteter Sättigungs­
grenzen, wegen der schrumpfenden Bevölkerung 
usw., und solche, die die Grenzen auf der Angebots-
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Seite vermuten, zum Beispiel in Form von Engpässen 
bei Rohstoffen und Energie oder in der Umweltbela­
stung.

Neben dem Gegensatz zwischen offensiven und de­
fensiven, zwischen nachfrageorientierten und ange­
botsorientierten Strategien finden sich in der aktuellen 
Debatte noch weitere Dichotomien, die mehr die Posi­
tionen in der akademischen Diskussion kennzeichnen, 
wie die Unterscheidung in Keynesianer und Monetari­
sten, in Neoklassiker und Theoretiker der alten oder 
neuen Linken.

Unfruchtbare Glaubenskämpfe

Diese Aufzählung von Gegensatzpaaren zeigt, daß 
es in der Debatte um Ursachen und Therapie der Be­
schäftigungsprobleme eine große Vielfalt von Stand­
punkten gibt. Die Debatte muß unfruchtbar bleiben, 
wenn sie, wie das häufig geschieht, in Form eines 
Glaubenskampfes ausgetragen wird. Durch populäre 
Etikettierungen von Standpunkten oder von wirt­
schaftspolitischen Konzeptionen werden vielfach die 
Unterschiede zu anderen Standpunkten oder Konzep­
tionen überzeichnet und Gemeinsamkeiten überse­
hen. Dies gilt um so mehr, als diejenigen, die sich nicht 
allein auf die akademische Diskussion beschränken, 
sondern auch konkrete Konzeptionen für die aktuelle 
Wirtschaftspolitik vorschlagen, selten eine reine Lehre 
vertreten.

Im folgenden sollen zwei wirtschaftspolitische Kon­
zeptionen miteinander verglichen werden, die vor kur­
zem wieder, auf einem Symposium des Deutschen In­
stituts für Wirtschaftsforschung (DIW), nahezu unver-
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söhnlich gegenüberstanden^ Es handelt sich um den 
mehr nachfrageorientierten Ansatz des DIW und um 
den mehr angebotsorientierten Ansatz des Sachver­
ständigenrates. Dieser Vergleich soll durchaus die we­
sentlichen Unterschiede sichtbar machen. Es soll aber 
auch deutlich gemacht werden, daß diese Unterschie­
de nuancierter und die Gemeinsamkeiten größer sind, 
als es die kontrovers geführte öffentliche Diskussion 
vermuten läßt.

Vollbeschäftigungsstrategie des DIW

Am konkretesten hat das DIW Inhalt und Wirkung ei­
ner Strategie zur Wiedergewinnung der Vollbeschäfti­
gung formuliert^. Ausgehend von einer Status-quo- 
Prognose, die bis 1985 nur ein jährliches Wachstum 
des realen Sozialprodukts von 2,5 % und einen Rück­
gang der Beschäftigung um 1,2 Mill. ausweist, schlägt 
das DIW ein Programm vor, durch das die staatlichen 
Ausgaben pro Jahr um 1 % stärker steigen als unter 
Status-quo-Bedingungen. Für den Zeitraum von 1980 
bis 1985 summiert sich das Programm auf 256 Mrd. 
DM an staatlichen und staatlich geförderten Ausga­
ben, die für den Umweltschutz, für die Stadtsanierung, 
für die Einsparung und Substitution von Rohstoffen 
und Energie sowie für den Ausbau der sozialen Dien­
ste getätigt werden, wobei auf das Endjahr 1985 
63 Mrd. DM entfallen. Als Folge der direkten Wirkun­
gen der staatlichen Mehrnachfrage und der indirekten 
Anstöße auf den Konsum und die privaten Investitio­
nen enwartet das DIW, daß die jährliche Wachstumsra­
te des Sozialprodukts um 1 % höher sein wird und im 
Jahr 1985 1,9 Mill. Erwerbstätige mehr einen Arbeits­
platz haben als unter Status-quo-Bedingungen errech­
net wurde^.

Man versteht das DIW-Programm falsch, wenn man 
es als eine Politik hoher staatlicher Defizite interpre­
tiert. Die Strategie sieht vielmehr vor, daß sich die 
staatlichen Defizite im Prognosezeitraum zurückbilden 
werden. Gemessen am Sozialprodukt soll das Staats­
defizit von rund 3 % im Jahre 1979 auf 1 % im Jahre 
1985 sinken. Das Programm soll sich langfristig selbst 
finanzieren und letztlich zu niedrigeren Defiziten füh­
ren als unter Status-quo-Bedingungen zu erwarten ist. 
Es ist nicht einmal mit einer Erhöhung der Staatsquote 
verbunden. Der Anteil der Staatsausgaben am Sozial­
produkt ist im Jahr 1985 kaum höher als im Ausgangs-. 
jahr 1978 und auch nicht höher, als das DIW unter Sta- 
tus-quo-Bedingungen enwartet. Die Rückführung der 
Staatsdefizite erfordert freilich einen Anstieg der staat­
lichen Einnahmequote.

’ Vgl. den zusammenfassenden Bericht über das DIW-Symposium: 
Strategien zur Wiedergewinnung der Vollbeschäftigung, in: Wochen­
bericht des DIW Nr. 1-2/1980.

All dies zeigt, daß das DIW keinen langfristigen 
Nachfragepessimismus vertritt. Es rechnet mit einer 
konstanten Sparquote, erwartet also, daß die privaten 
Haushalte zusätzliches Einkommen auch für entspre­
chend mehr Konsum verwenden. Nachfragemangel 
herrscht nur auf kurze Sicht. Ist er einmal beseitigt, 
dann trägt sich die Konjunktur von selbst; Die wieder 
eingestellten Arbeitnehmer erhöhen den Konsum, und 
die Unternehmen werden ihre Investitionen so stark 
steigern, daß das Wachstum der Produktionskapazitä­
ten die Bedienung einer stärker steigenden Nachfrage 
erlaubt. Nach den Berechnungen des DIW werden die 
Unternehmen sich sogar so stark für den Kauf von In­
vestitionsgütern verschulden, daß der Staat seine Kre­
ditaufnahme reduzieren kann. Ein -  vorübergehend -  
höheres Staatsdefizit ist nur als Initialzündung zur Be­
seitigung des akuten Nachfragemangels notwendig.

Das Programm steht und fällt mit dem Erfolg der In­
itialzündung. Die Rechnung kann dann aufgehen, 
wenn die Unterbeschäftigung tatsächlich allein auf ei­
ne kurzfristige Nachfragelücke zurückzuführen ist, 
wenn zwar ein genügend großes Potential an rentabel 
absetzbarer Produktion vorhanden ist, die Unterneh­
men aber allein deswegen nicht genügend produzie­
ren und investieren, weil sie dieses Absatzpotential 
mangels aktueller Nachfrage nicht sehen. Die vom 
Staat ausgelöste Initialzündung dient dann gewisser­
maßen dazu, den Unternehmen ihre Absatzmöglich­
keiten sichtbar zu machen. Schlägt die Therapie an, 
dann verbessern sich die Absatzerwartungen der Un­
ternehmen, und diese werden -  so wird angenommen 
-  im Vorgriff auf den erwarteten Mehrabsatz auch 
mehr investieren.

Rechtfertigung für staatliche Ausgaben

Bei einem derartigen nachfrageorientierten Ansatz 
ist es allerdings im Prinzip gleichgültig, woher die In­
itialzündung kommt, ob durch Erhöhung der direkten 
staatlichen Nachfrage oder durch Erhöhung der priva­
ten Nachfrage, die durch mehr staatliche Transferlei­
stungen oder durch Steuererleichterungen ermöglicht 
werden kann. Und selbst wenn man den staatlichen 
Ausgaben wegen der unmittelbaren Nachfragewirkun­
gen eine höhere konjunkturpolitische Effizienz beimißt, 
spricht nichts dagegen, nach erfolgreicher Initialzün­
dung bei den staatlichen Ausgaben wieder kürzer zu 
treten und die freiwerdenden Mittel den Privaten durch 
Steuererleichterungen zukommen zu lassen. Daß das

 ̂ Der folgende Text bezieht sich auf die Version, wie sie im DIW-Wo- 
chenbericht Nr. 13/1979 veröffentlicht wurde. Eine frühere Version fin­
det sich im DIW-Wochenbericht 15/1978.

 ̂ Neben diesen Mehrausgaben schlägt das DIW auch eine etwas 
stärkere Verkürzung der Arbeitszeit vor.
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DIW dem Staat nicht nur kurzfristig, sondern auch mit­
telfristig neue Aufgabenbereiche erschließen will, läßt 
sich zwar rechtfertigen, wenn man diese öffentlichen 
Güter als dringlicher als private Güter ansieht. Zur 
Wiedergewinnung der Vollbeschäftigung ist dies aber 
nicht notwendig, wenn man allein die Nachfrageaspek­
te im Auge hat. Warum sollten die Unternehmen den 
vom DIW angenommenen Investitionspfad nicht auch 
dann einschlagen, wenn nicht der Staat, sondern die 
privaten Haushalte mehr Güter nachfragen?

Eine Rechtfertigung für staatliche Ausgaben unter 
dem Gesichtspunkt der Wachstumsförderung wäre 
dann gegeben, wenn die staatlichen Leistungen als 
Vorleistungen angesehen werden können und eine 
Voraussetzung für ein stetiges und ausgewogenes 
Wachstum darstellen. In der Tat wird immer wieder die 
Bedeutung der staatlichen Infrastruktur für das wirt­
schaftliche Wachstum betont, und die konkreten Vor­
schläge im Vollbeschäftigungsprogramm des DIW las­
sen sich auch als Verbesserung der Wachstumsbedin­
gungen interpretieren. Nur handelt es sich insoweit 
nicht mehr um einen nachfrageorientierten, sondern 
um einen angebotsorientierten Ansatz. Der Sinn der 
staatlichen Leistungen liegt hierbei nicht darin, daß sie 
Nachfrage schaffen, sondern daß sie die Produktivität 
und damit die Rentabilität der Wirtschaft erhöhen und 
verhindern, daß bei Rohstoffen, Energie, der Umwelt 
und der sozialen Infrastruktur Engpässe für die Pro­
duktion eintreten. So gesehen ist das DIW-Programm 
sowohl nachfrage- als auch angebotsorientiert. Es soll 
durch eine staatliche Initialzündung die vermutete ak­
tuelle Nachfragelücke beseitigen und durch die Bereit­
stellung staatlicher Infrastruktur die Wachstumsbedin­
gungen verbessern.

Strategie des Sachverständigenrates

Der Sachverständigenrat hat seine Konzeption, an­
ders als das DIW, nicht in quantifizierter, sondern nur 
in verbaler Form in seinen Jahresgutachten vorgelegt''. 
Sicherlich würde es auch möglich sein, seine Vorstel­
lungen in ein konsistentes und plausibles Zahlenwerk 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung zu gießen; 
für einen Vergleich mit dem DIW-Konzept reichen in­
dessen die verbalen Ausführungen aus®. Wie das DIW 
will auch der Sachverständigenrat die Beschäftigungs­
probleme über mehr Wachstum lösen. Im Zentrum sei­
ner Strategie stehen jedoch nicht die Staatsausgaben, 
sondern Maßnahmen zur Förderung der privaten Inve­
stitionen. Es wäre aber ein Kurzschluß, wenn man die 
beiden Positionen so charakterisieren würde, daß der 
Rat für mehr private Investitionen und das DIW für 
mehr Staatsausgaben plädierten. Der Streitpunkt zwi­
schen dem DIW und dem Rat ist nicht die Höhe der für

Vollbeschäftigung notwendigen Investitionen. Beide 
stiriimen darin überein, daß die privaten Investitionen 
in den nächsten Jahren wesentlich stärker als das So­
zialprodukt steigen müssen. Dissens besteht jedoch 
darüber, wie dieser Investitionsanstieg bewirkt werden 
kann. Das DIW vertraut vor allem darauf, daß die staat­
liche Initialzündung ausreicht. Der Rat ist hingegen 
skeptisch; er befürchtet, daß die Unternehmen die für 
Vollbeschäftigung notwendigen Investitionen wegen 
zu hoher Risiken oder zu geringer Rentabilität scheu­
en. Eine staatliche Initialzündung droht nach Ansicht 
des Sachverständigenrates unter diesen Umständen 
zu verpuffen und möglicherweise ganz durch Preis­
steigerungen aufgezehrt zu werden. Aus diesem 
Grunde legt der Rat großes Gewicht auf Maßnahmen, 
die die Risiken der Investitionen mindern und die Ren­
tabilität verbessern können. Deswegen drängt er auch 
stärker auf eine zurückhaltende Lohnpolitik als das 
DIW, das darauf vertraut, daß bereits im Jahre 1978 ei­
ne vollbeschäftigungskonforme Einkommensvertei­
lung erreicht wurde.

Doppelstrategie

Dem Rat wird stets vorgehalten, daß bei seiner Kon­
zeption auf eine Stimulierung der Nachfrage durch den 
Staat nicht verzichtet werden könne, weil die Unter­
nehmen auch bei einer Verbesserung der Rentabilität 
nicht mehr investieren würden, wenn sich ihre Absatz­
erwartungen nicht besserten. Dagegen wendet der Rat 
ein, daß die Impulse, die zu höherer wirtschaftlicher 
Dynamik führen, auch von den privaten Investitionen 
kommen können. Wenn sich die Investitionsbedingun­
gen verbesserten, könnten von jenen Investitionen, die 
nicht von der aktuellen Nachfrage, genauer gesagt von 
der Kapazitätsauslastung, abhängen, genügend An­
stöße ausgehen, die eine staatliche Initialzündung ent­
behrlich machen®. Dazu gehören Investitionen, die in- 

Vgl. z. B. Jahresgutachten 1977/78, Drittes und Viertes Kapitel.

 ̂ Die Quantifizierung ist ohnehin nur für diejenigen Experten von Nut­
zen, die sich im System der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
ausl<ennen und die wissen, daß die Ergebnisse aufgrund von Wir- 
l<ungsvorstellungen oder von öl<onomischen Modellen Zustandekom­
men, deren theoretische Basis gerade den Streitgegenstand in der 
Kontroverse bildet.

® Der Rat hat sich mit dem populären Argument, daß die Nachfrage 
dem Angebot voranlaufen müsse, ausführlich auseinandergesetzt und 
gezeigt, warum eher das Umgekehrte der Regelfall ist, nämlich das 
überall dort, wo produziert und investiert wird, Nachfrage entfaltet und 
Einkommen geschaffen werden und damit „sich das Angebot seine ei­
gene Nachfrage schafft” . Dies haben die Kritiker dem Rat als Rückfall 
in das Say’sche Theoreoi angekreidet. Dabei reflektiert dieser Stand­
punkt nur, was jeder weiß, der sich einmal Konjunkturstatistiken ange­
sehen hat, daß nämlich nach einer Rezession der Investitionsauf­
schwung bereits beginnt, wenn sich die Kapazitätsauslastung noch auf 
dem Tiefpunkt befindet. Investitionen werden immer, auch bei Vollaus­
lastung, im Vorgriff auf Nachfrage vorgenommen, denn kein Investor 
verfügt über einen Auftragsbestand, der für die gesamte Lebensdauer 
der Anlage reicht. Daß eine hohe Kapazitätsauslastung und hohe Auf­
tragsbestände die Absatzenwartungen günstig beeinflussen und damit 
den Investitionsaufschwung fördern, bleibt dabei unbestritten.
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folge der investitionsfördernden Maßnahmen erst ihre 
Rentabilitätsschwelle erreichen, Investitionen in neue 
Produkte, Investitionen zur Modernisierung und Ratio­
nalisierung der Anlagen usw.

Der Rat verläßt sich indessen nicht auf diese Impul­
se. Um den Erfolg seiner Angebotsstrategie abzusi­
chern, hat der Rat sie als eine Doppelstrategie konzi­
piert und befürwortet zu Beginn eine Flankierung durch 
expansive finanzpolitische Impulse. Insoweit besteht 
kein Unterschied zum DIW. Während allerdings das 
DIW eher die Sorge hat, der Staat werde anschließend 
zu schnell wieder konsolidieren, befürchtet der Rat 
eher, der Staat werde nicht schnell genug die Defizite 
w ieder abbauen. Dies ist Ausfluß der unterschiedli­
chen Vorstellungen über die Wirkungen staatlicher De­
fizite. Das DIW befürchtet, daß ein zu schneller Abbau 
der Defizite die Absatzenwartungen der Unternehmen 
und damit die Investitionsneigung wieder dämpft. Der 
Rat sieht dagegen auf mittlere Sicht nicht die Absatz­
erwartungen, sondern die Investitionsrisiken und die 
Rentabiiitätsenwartungen der Investoren als die ent­
scheidenden Determinanten für die Investitionen an. 
Die Absatzerwartungen sind für ihn mehr eine abgelei­
tete Ursache. Soweit Absatzpessimismus der Unter­
nehmen als selbständige Ursache eine Rolle spielt, 
wird sie durch die Initialzündung der expansiven Wirt­
schaftspolitik beseitigt. Werden die Staatsdefizite an­
schließend nicht schnell genug abgebaut, werden ihre 
expansiven Wirkungen durch die dämpfenden Effekte 
des Zinsanstiegs auf die privaten Investitionen aufge­
zehrt, der mit der staatlichen Inanspruchnahme der 
Kreditmärkte verbunden ist. Damit wäre der Erfolg der 
Wachstumsstrategie an entscheidender Stelle gefähr­
det.

Diese Auffassungsunterschiede betreffen aber nur 
das Tempo und möglichenweise das Ausmaß der an­
zustrebenden Konsolidierung. Daß die Staatsdefizite 
langfristig abzubauen sind, räumt auch das DIW ein. 
Im Unterschied zum DIW zieht es der Rat freilich vor, 
wenn die Konsolidierung nicht durch Anhebung der 
staatlichen Einnahmequote, sondern durch Verringe­
rung der Ausgabequote vollzogen würde. Dies heißt 
nicht, daß der Staat seine Leistungen einschränken 
müßte. Im Gegenteil, mit zunehmender Wachstumsdy­
namik würde der Staat auch dann mehr öffentliche 
Gelder bereitstellen können, wenn der Anteil der 
Staatsausgaben am Sozialprodukt etwas abnimmt.

Zieht man aus dem Vergleich der beiden auf Wachs­
tumsförderung basierenden Konzeptionen ein Resü­
mee, so bleiben neben Gemeinsamkeiten gewichtige 
Unterschiede. Diese Unterschiede werden unzurei­
chend beschrieben, wenn plakativ die Position des

Sachverständigenrates neoklassisch und die Strategie 
des DIW als 256-Mrd.-DM-Programm gekennzeichnet 
werden, und sie sind vergleichsweise gering, wenn 
man die beiden wirtschaftspolitischen Konzeptionen 
den eher defensiv eingestellten Vollbeschäftigungs­
strategien gegenüberstellt.

Defensive Vollbieschäftigungsstrategien

Diese defensiven Positionen sind einerseits aus der 
Vorstellung eines nicht nur kurzfristigen, sondern dau­
erhaften Nachfragemangels entstanden. Sie lassen 
sich als Sparquoten-Pessimismus kennzeichnen. Da­
nach neigt die Volkswirtschaft ständig zur Unterbe­
schäftigung, weil die privaten Haushalte den Anstieg 
ihrer Realeinkommen, der ihnen durch den Produktivi­
tätsfortschritt ermöglicht wird, nicht für Konsumausga­
ben nutzen, sei es wegen vermuteter Sättigungsgren­
zen, oder sei es wegen einer höheren Priorität für die 
Vermögensbildung. Daher -  so die These -  müsse 
entweder der Staat die Nachfragelücke durch hohe 
und möglicherweise steigende Kreditaufnahme schlie­
ßen, oder es müsse die Arbeitszeit verkürzt werden 
oder beides. Statt dessen könnte man freilich auch ab- 
warten, ob nicht durch den Zinssenkungsprozeß inlän­
dische oder ausländische Investoren veranlaßt werden 
können, das Sparkapital für Investitionsgüterkäufe zu 
venwenden. Doch wie dem auch sei, dieses Problem 
ist gegenwärtig nicht aktuell. Anders als in den sechzi­
ger Jahren läßt sich nämlich für die siebziger Jahre 
kein trendmäßiger Anstieg der Sparquote mehr fest­
stellen. Die Sparquote ist am Ende des Jahrzehnts 
wieder auf dem Stand zu Beginn dieses Jahrzehnts. 
Selbst ein Anstieg der Sparquote wäre freilich noch 
kein Beweis für die Sättigungshypothese. Diese könn­
te allenfalls belegt werden, wenn eindeutige Präferen­
zen für Arbeitszeitverkürzung anstelle von Einkom­
menssteigerungen zu beobachten wären.

Wenig begründet ist die Defensivstrategie auch 
dann, wenn sie -  andererseits -  wegen solcher 
Wachstumsgrenzen befürwortet wird, die durch Roh­
stoff- und Energieknappheit und durch eine zuneh­
mende Umweltbelastung gesetzt würden. Sofern es 
solche Grenzen gibt, so können sie kurzfristig infolge 
von Friktionen zu Arbeitslosigkeit führen. Langfristig 
wird die Volkswirtschaft aber ihre Anstrengungen dar­
auf richten, diese Grenzen durch die Entwicklung von 
energie-, rohstoff- und umweltschonende Produk­
tionsmethoden hinauszuschieben. Dies bindet volks­
wirtschaftliche Ressourcen und führt damit -  zumin­
destvorübergehend -  zu einer Verringerung des Pro­
duktivitätsanstiegs. Daraus folgt zwar geringeres 
Wachstum, aber kein Rückgang der Beschäftigung.
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Die Positionen in der Debatte um Ursaclien und 
Ttierapie des Beschäftigungsproblems scheinen sich 
so verfestigt zu haben, daß neue Erkenntnisse nicht 
mehr durch den Austausch von Argumenten, sondern 
nur durch die praktische Erprobung der vorgeschlage­
nen Strategien zu erwarten sind.

Empirische Befunde

In dieser Hinsicht liefert die wirtschaftliche Entwick­
lung in den letzten beiden Jahren lehrreiches An­
schauungsmaterial. In der Bundesrepublik ist in den 
Jahren 1978 und 1979 bei einem Anstieg des realen 
Sozialprodukts um durchschnittlich 4 % pro Jahr die 
Zahl der Erwerbstätigen um eine halbe Million gestie­
gen. Gleichzeitig haben die Unternehmen ihre realen 
Investitionen in Ausrüstungen und Bauten um 17,5 % 
ausgeweitet. Dieser empirische Befund entkräftet die 
Skepsis d e r ,,Wachstumspessimisten” . Er zeigt auch, 
daß zur Lösung der Beschäftigungsprobleme keines­
wegs so hohe Wachstumsraten nötig sind, wie viele 
Experten aufgrund von Trends der Vergangenheit an­
genommen haben. Nach diesen Trends wäre bei ei­
nem jährlichen Wachstum von 4 % allenfalls Stagna­
tion, aber keine Zunahme der Beschäftigung zu erwar­
ten gewesen. Und schließlich hat sich auch das Miß­
trauen als nicht gerechtfertigt erwiesen, daß sich eine 
Verbesserung der Unternehmenserträge nicht in zu­
sätzlichen Investitionen niederschlagen werde, son­
dern allenfalls in Maßnahmen, mit denen Arbeitsplätze 
wegrationalisiert werden.

Weniger eindeutig ist indessen der empirische Be­
fund, wenn es die Positionen des DIW und des Sach­
verständigenrates zu überprüfen gilt. Die Ausweitung 
der Staatsdefizite in den Jahren 1978 und 1979 stützt 
die Position der nachfrageorientierten Strategien. Das 
DIW hat mit Hilfe von Input-Output-Analysen vorge­
rechnet, daß ein großer Teil der Beschäftigungszunah­
me auf das mittelfristige Investitionsprogramm des 
Staates und auf die direkten Einstellungen der Ge­
bietskörperschaften zurückgehe^.

Aber auch die Befürworter einer angebotsorientier­
ten Strategie können den empirischen Befund für sich 
in Anspruch nehmen. Sie können darauf hinweisen, 
daß der Investitionsaufschwung in Gang gekommen 
ist, noch ehe sich die übrigen Komponenten der ge­
samtwirtschaftlichen Nachfrage belebt haben, daß sich 
der Anstieg bei den wichtigsten Nachfragekomponen­
ten, dem privaten Verbrauch und den Exporten, nicht 
bzw. nur wenig beschleunigt hat und somit der Investi­
tionsaufschwung der Verbesserung der Investitionsbe-
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dingungen, also den investitionsfördernden staatlichen 
Maßnahmen und vor allem der zurückhaltenden Lohn­
politik, zu verdanken sei. Und sie können den Befür­
wortern von höheren staatlichen Defiziten entgegen­
halten, daß die kräftige Zunahme der Investitionen und 
des Wohnungsbaus nicht zuletzt auf dem bis in das 
Jahr 1978 hineinreichenden Zinssenkungsprozeß be­
ruhe, der seinerseits das Ergebnis der forcierten Kon­
solidierung der öffentlichen Haushalte in den Jahren 
1976/77 ist. Überdies können sie darauf hinweisen, 
daß die staatlichen Aktivitäten das Wachstum nicht nur 
gefördert, sondern auch gefährdet haben, weil die 
staatliche Kreditaufnahme zum Zinsanstieg und die öf­
fentliche Baunachfrage zur Überhitzung der Baukon­
junktur beigetragen habe.

Neue Bedingungen durch die Ölkrise

Inzwischen hat die zweite Ölkrise ein neues Datum 
geschaffen. Es wird sich daher vermutlich nicht mehr 
klären lassen, ob sich die Bundesrepublik bereits auf 
dem Wege zur Vollbeschäftigung befand. Denn be­
trachtet man das Ausmaß der weltweiten Inflationsbe­
schleunigung und berücksichtigt man, daß die Lei­
stungsbilanzüberschüsse der Ölförderländer und da­
mit die Leistungsbilanzdefizite der übrigen Länder hö­
her sein und länger andauern werden als nach der er­
sten Ölkrise, so ist es wenig wahrscheinlich, daß die 
zweite Ölkrise schon bald verkraftet werden kann.

Die Entwicklung der letzten beiden Jahre hat empiri­
sche Evidenz weder für einen rein nachfrageorientier­
ten noch für einen rein angebotsorientierten Ansatz 
gebracht. Sie spricht für eine kombinierte Strategie. 
Damit könnte sie dazu beitragen, daß in Zukunft un­
fruchtbare Entweder-Oder-Positionen vermieden wer­
den. Dies wäre um so begrüßenswerter, als die Ölkrise 
nicht nur kurzfristige Konjunkturprobleme mit sich ge­
bracht hat, sondern auch Anpassungsprobleme, die 
langfristig zu lösen sind. Es sind sowohl Nachfragepro­
bleme als auch Angebotsprobleme. Die Ölförderländer 
werden vermutlich diesmal für längere Zeit Anbieter 
von Sparkapital bleiben. Soll ein deflationärer Effekt 
vermieden werden, so müssen sich in den Industrie­
ländern Schuldner finden, die das angebotene Sparka­
pital für Güterkäufe verwenden. An geeigneten Investi­
tionsobjekten fehlt es sicherlich nicht, da durch die Ö l­
verteuerung kapitalaufwendige Maßnahmen zur Ein­
sparung und Substitution von Mineralöl hochrentabel 
geworden sind. Bis diese Investitionen in Gang kom­
men, müßte vermutlich zunächst der Staat zum Teil als 
Schuldner einspringen. Die Wirtschaftspolitik muß 
aber darauf hinwirken, daß die produktive Venwendung 
des Sparkapitals alsbald in Gang kommt.
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